
Gesetz 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit, 

Bekanntmachung der Neufassung 

Vom 1. Oktober 1979 (Fn 1) 

Auf Grund des Artikels VI des Zweiten Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung, 
Kreisordnung und anderer kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 15. Mai 
1979 (GV. NW. S. 408) wird nachstehend der vom 1. Oktober 1979 an geltende Wortlaut 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 26. April 1961 (GV. NW. S. 
190) unter Berücksichtigung der Änderungen durch 

Artikel III des Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung und der 
Landkreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen sowie des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 25. Februar 1964 (GV. NW. S. 
45), 

Artikel V des Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung, 
Landkreisordnung und anderer kommunalverfassungsrechtlicher 
Vorschriften des Landes Nordrhein-Westfalen vom 16. Juli 1969 (GV. NW. 
S. 514) und 

Artikel 6 des Ersten Gesetzes zur Funktionalreform (1. FRG) vom 11. Juli 
1979 (GV. NW. S. 290) 

bekanntgemacht. 

Der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetz 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 1. Oktober 1979 

ERSTER TEIL 

Formen kommunaler Gemeinschaftsarbeit 

§ 1 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände können Aufgaben, zu deren Erfüllung sie 
berechtigt oder verpflichtet sind, nach den Vorschriften dieses Gesetzes gemeinsam 
wahrnehmen. Dies gilt nicht, wenn durch Gesetz eine besondere Rechtsform für die 
Zusammenarbeit vorgeschrieben oder die gemeinsame Wahrnehmung einer Aufgabe 
ausgeschlossen ist. 

(2) Zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben können Arbeitsgemeinschaften 
begründet, Zweckverbände gebildet und öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 
geschlossen werden. 

(3) Die Befugnis, zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben die 
Gestaltungsmöglichkeiten des Privatrechts zu benutzen, bleibt unberührt. 



ZWEITER TEIL 

Die kommunale Arbeitsgemeinschaft 

§ 2 (Fn 2) 
Zweck 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände können sich zu kommunalen 
Arbeitsgemeinschaften zusammenschließen. In diese Arbeitsgemeinschaften können auch 
sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie 
natürliche Personen und juristische Personen des Privatrechts aufgenommen werden. 

(2) Nach der getroffenen Vereinbarung beraten die Arbeitsgemeinschaften 
Angelegenheiten, die ihre Mitglieder gemeinsam berühren; sie stimmen Planungen der 
einzelnen Mitglieder für diese Angelegenheiten und die Tätigkeit von Einrichtungen ihrer 
Mitglieder aufeinander ab; sie leiten Gemeinschaftslösungen ein, um eine möglichst 
wirtschaftliche und zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben in einem größeren 
nachbarlichen Gebiet sicherzustellen. 

§ 3 
Geschäftsführung 

(1) Die Arbeitsgemeinschaften geben den Mitgliedern Anregungen; sie fassen keine die 
Mitglieder bindenden Beschlüsse. Die Zuständigkeit der Organe der einzelnen Mitglieder 
bleibt unberührt. 

(2) Die Geschäftsführung der Arbeitsgemeinschaften ist durch die Beteiligten zu regeln. 
In der Regelung sind die Aufgabengebiete näher zu bestimmen, auf denen eine 
Arbeitsgemeinschaft sich betätigen will; ferner sind in ihr die näheren Bestimmungen 
über die Durchführung der Arbeitsgemeinschaft zu treffen. 

DRITTER TEIL 

Der Zweckverband 

Abschnitt I 
Grundlagen 

§ 4 (Fn 8) 
Wesen, Arten, Mitglieder 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände können sich zu Zweckverbänden 
zusammenschließen, um einzelne Aufgaben, zu deren Wahrnehmung sie berechtigt oder 
verpflichtet sind, gemeinsam zu erfüllen (Freiverband); für Pflichtaufgaben können sie 
auch zusammengeschlossen werden (Pflichtverband). 

(2) Neben einer der in Absatz 1 genannten Körperschaften können auch der Bund, die 
Länder der Bundesrepublik und andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts Mitglieder eines Zweckverbandes sein, soweit nicht die für sie 
geltenden besonderen Vorschriften die Beteiligung ausschließen oder beschränken. 
Ebenso können natürliche Personen und juristische Personen des Privatrechts Mitglieder 
eines Zweckverbandes sein, wenn die Erfüllung der Verbandsaufgaben dadurch gefördert 
wird und Gründe des öffentlichen Wohles nicht entgegenstehen. 

(3) Die Mitgliedschaft einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes außerhalb des 



Landes Nordrhein-Westfalen oder einer sonstigen nicht der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts in einem 
Zweckverband, der im Lande Nordrhein-Westfalen seinen Sitz hat, bedarf der 
Genehmigung der Bezirksregierung. Das gleiche gilt für die Mitgliedschaft einer 
Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer sonstigen der Aufsicht des Landes 
Nordrhein-Westfalen unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts in einem Zweckverband außerhalb des Landes. 

§ 5 
Rechtsform 

(1) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Er verwaltet seine 
Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze unter eigener Verantwortung. 

(2) Der Zweckverband ist ein Gemeindeverband; Vorschriften, die bestimmen, daß sie für 
die Gemeindeverbände gelten, finden auf den Zweckverband Anwendung, so weit sich 
aus ihnen oder aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. 

§ 6 
Übergang der Aufgaben 

(1) Das Recht und die Pflicht der an einem Zweckverband beteiligten Gemeinden und 
Gemeindeverbände zur Erfüllung der Aufgaben, die dem Zweckverband gestellt sind, 
gehen auf den Zweckverband über. 

(2) Bestehende Beteiligungen der Gemeinden und Gemeindeverbände an Unternehmen 
und Verbände, die der gleichen oder einer ähnlichen Aufgabe dienen wie der 
Zweckverband, bleiben unberührt. Hat der Zweckverband nach der Verbandssatzung 
anzustreben, solche Beteiligungen an Stelle seiner Verbandsmitglieder zu übernehmen, 
so sind die einzelnen Verbandsmitglieder zu den entsprechenden Rechtsgeschäften und 
Verwaltungsmaßnahmen verpflichtet. 

§ 7 
Verbandssatzung 

Die Rechtsverhältnisse des Zweckverbandes werden im Rahmen dieses Gesetzes durch 
eine Verbandssatzung geregelt. 

§ 8 (Fn 8) 
Anwendung der für Gemeinden, 

Kreise oder Landschaftsverbände 
geltenden Bestimmungen 

(1) Soweit nicht das Gesetz oder die Verbandssatzung besondere Vorschriften treffen, 
finden auf den Zweckverband die Vorschriften der Gemeindeordnung sinngemäß 
Anwendung. 

(2) Gehören dem Zweckverband als kommunale Körperschaften neben Gemeinden auch 
Kreise an, so kann die Verbandssatzung bestimmen, daß anstelle der Gemeindeordnung 
die Kreisordnung Anwendung finden soll. 

(3) Gehören einem Zweckverband als kommunale Körperschaften nur Kreise oder nur 
Kreise und Landschaftsverbände an, so finden die Vorschriften der Kreisordnung, 
gehören ihm als kommunale Körperschaften nur Landschaftsverbände an, so finden die 



Vorschriften der Landschaftsverbandsordnung sinngemäß Anwendung. 

(4) Das Recht, Satzungen zu erlassen, steht dem Zweckverband nach Maßgabe der für 
Gemeinden geltenden Vorschriften, im Falle der Absätze 2 und 3 nach Maßgabe der dort 
genannten Vorschriften für sein Aufgabengebiet zu. 

Abschnitt II 
Bildung des Zweckverbandes 

§ 9 
Inhalt der Verbandssatzung 

(1) Zur Bildung des Zweckverbandes (Freiverband) vereinbaren die Beteiligten die 
Verbandssatzung. Führen kreisangehörige Gemeinden Verhandlungen mit Körperschaften 
des öffentlichen Rechts außerhalb des Kreises, um mit ihnen einen Zweckverband zu 
bilden, so haben sie den Kreis rechtzeitig zu unterrichten. 

(2) Die Verbandssatzung muß die Verbandsmitglieder, die Aufgaben, den Namen und Sitz 
des Verbandes, die Form der öffentlichen Bekanntmachungen sowie den Maßstab 
bestimmen, nach dem die Verbandsmitglieder zur Deckung des Finanzbedarfs 
beizutragen haben; sie muß ferner die Angelegenheiten regeln, deren Regelung durch die 
Verbandssatzung das Gesetz ausdrücklich vorschreibt. Darüber hinaus kann die 
Verbandssatzung Bestimmungen enthalten über 

1. die Verfassung und Verwaltung, 

2. die Abwicklung im Falle der Auflösung des Zweckverbandes, 

3. sonstige Rechtsverhältnisse des Zweckverbandes, 

soweit das Gesetz keine Vorschriften enthält oder die Regelung in der Verbandssatzung 
ausdrücklich zuläßt. 

§ 10 (Fn 8) 
Genehmigung 

(1) Die Verbandssatzung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die 
Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde den Beteiligten nicht innerhalb 
von vier Wochen nach Eingang des Genehmigungsantrages mitteilt, daß sie die 
Genehmigung versagen oder nur nach Änderung der Vereinbarung erteilen will und nicht 
innerhalb weiterer vier Wochen einen Termin mit den Beteiligten anberaumt, um dies zu 
erörtern. Ist der Oberkreisdirektor für die Entscheidung zuständig, so bedarf er der 
Zustimmung des Kreisausschusses, wenn er die Genehmigung versagen oder nur nach 
Änderung der Verbandssatzung erteilen will; § 48 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 der 
Kreisordnung gilt entsprechend. 

(2) Ist für die Übernahme der Aufgaben, für die der Zweckverband gebildet werden soll, 
eine besondere Genehmigung erforderlich, so kann die Verbandssatzung nicht genehmigt 
werden, wenn zu erwarten ist, daß die besondere Genehmigung versagt wird. 

§ 11 
Entstehung des Zweckverbandes 

(1) Die Aufsichtsbehörde hat die Verbandssatzung und ihre Genehmigung in ihrem 
amtlichen Veröffentlichungsblatt bekanntzumachen. Die Gemeinden und Kreise haben in 



der für ihre Bekanntmachungen vorgeschriebenen Form auf die Veröffentlichung 
hinzuweisen. 

(2) Der Zweckverband entsteht am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung der 
Verbandssatzung und der Genehmigung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde, 
soweit nicht hierfür in der Verbandssatzung ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

§ 12 
Ausgleich 

Neben der Verbandssatzung können die Beteiligten schriftliche Vereinbarungen über den 
Ausgleich von Vorteilen und Nachteilen abschließen, die sich für sie aus der Bildung des 
Zweckverbandes ergeben. Auf Antrag sämtlicher Beteiligten kann die Aufsichtsbehörde 
diesen Ausgleich regeln. 

§ 13 (Fn 8) 
Pflichtverband 

(1) Ist die Bildung eines Zweckverbandes zur Durchführung von Pflichtaufgaben, die den 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden durch gesetzliche Vorschrift auferlegt sind, aus 
Gründen des öffentlichen Wohles dringend geboten, so kann die Aufsichtsbehörde den 
Beteiligten eine angemessene Frist zur Bildung des Zweckverbandes als Freiverband 
setzen. 

(2) Kommt innerhalb der Frist ein Freiverband nicht zustande, so kann die 
Aufsichtsbehörde die Verbandssatzung erlassen und die Bildung des Zweckverbandes als 
Pflichtverband verfügen. Sollen kreisangehörige Gemeinden oder Gemeindeverbände mit 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden außerhalb des Kreises zu einem Zweckverband 
zusammengeschlossen werden, um gemeinsame Bauleitpläne aufzustellen oder 
durchzuführen, so gilt § 4 des Bundesbaugesetzes. Vor der Entscheidung muß den 
Beteiligten Gelegenheit gegeben werden, ihre Auffassung in mündlicher Verhandlung 
darzulegen. 

(3) Ist die Bezirksregierung zuständig, so ist in den Fällen, in denen eine kreisangehörige 
Gemeinde beteiligt ist, der Kreisausschuss vor der Entscheidung zu hören. Im übrigen gilt 
§ 11 entsprechend. 

(4) Hält die Aufsichtsbehörde einen Ausgleich aus Billigkeitsgründen für erforderlich, so 
kann sie diesen selbst treffen, falls die Beteiligten dies beantragen oder sich nicht 
innerhalb einer von der Aufsichtsbehörde gesetzten angemessenen Frist einigen. 

Abschnitt III 
Verfassung und Verwaltung des Zweckverbandes 

§ 14 
Organe 

Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorsteher. 

§ 15(Fn 7) 
Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertretern der Verbandsmitglieder. Jedes 
Verbandsmitglied entsendet wenigstens einen Vertreter in die Verbandsversammlung. 
Sind natürliche Personen oder juristische Personen (§ 4 Abs. 2) Verbandsmitglieder, so 



dürfen ihre Stimmen insgesamt die Hälfte der in der Verbandssatzung festgelegten 
Stimmenzahl nicht erreichen. Die Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen. 

(2) Soweit Gemeinden oder Gemeindeverbände Verbandsmitglieder sind, werden die 
Vertreter durch die Vertretungskörperschaft für deren Wahlzeit aus ihrer Mitte oder aus 
den Dienstkräften des Verbandsmitgliedes bestellt; sofern weitere Vertreter zu benennen 
sind, müssen der Bürgermeister bzw. der Landrat oder ein von ihm vorgeschlagener 
Beamter oder Angestellter dazu zählen. Die Vertreter anderer Verbandsmitglieder werden 
für dieselbe Zeit in die Verbandsversammlung entsandt. Die Vertreter üben ihr Amt nach 
Ablauf der Zeit, für die sie bestellt sind, bis zum Amtsantritt der neu bestellten Vertreter 
weiter aus. Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung erlischt, wenn die 
Voraussetzungen der Wahl oder Entsendung des Mitgliedes wegfallen. 

(3) Für jedes Mitglied der Verbandsversammlung ist ein Stellvertreter für den Fall der 
Verhinderung zu bestellen 

(4) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte den Vertreter einer Gemeinde oder 
eines Gemeindeverbandes zum Vorsitzenden; in gleicher Weise wählt sie einen 
Stellvertreter des Vorsitzenden. 

(5) Die Verbandsversammlung tritt wenigstens einmal im Jahr, und zwar zur 
Beschlußfassung über die Haushaltssatzung sowie über die Rechnungslegung und die 
Entlastung des Verbandsvorstehers, im übrigen nach Bedarf zusammen. Zu ihrer ersten 
Sitzung nach der Bildung des Zweckverbandes wird sie durch die Aufsichtsbehörde 
einberufen, soweit nicht die Verbandssatzung etwas anderes vorschreibt. Die 
Verbandsversammlung ist nur beschlußfähig, wenn die anwesenden Vertreter von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden wenigstens die Hälfte der Stimmenzahl erreichen; 
im Falle des Absatzes 1 letzter Satz kann die Aufsichtsbehörde Ausnahmen zulassen. Die 
Verbandssatzung kann weitere Voraussetzungen der Beschlußfähigkeit bestimmen. 

(6) Die Zuständigkeiten der Verbandsversammlung regelt die Verbandssatzung, soweit 
sie sich nicht aus dem Gesetz ergeben. 

§ 16 (Fn 9) 
Verbandsvorsteher 

(1) Der Verbandsvorsteher wird von der Verbandsversammlung aus dem Kreis der 
Hauptverwaltungsbeamten oder mit Zustimmung ihres Dienstvorgesetzten aus dem Kreis 
der allgemeinen Vertreter oder der leitenden Bediensteten der zum Zweckverband 
gehörenden Gemeinden und Gemeindeverbände gewählt. Er wird von seinem Vertreter 
im Hauptamt vertreten; die Verbandssatzung kann die Vertretung durch einen anderen 
Beamten eines Verbandsmitgliedes vorsehen. Hat die Aufsichtsbehörde eine Ausnahme 
nach § 15 Abs. 1 letzter Satz zugelassen, so kann die Verbandssatzung bestimmen, daß 
auch natürliche Personen, die Verbandsmitglieder sind, oder Vertreter von 
verbandsangehörigen juristischen Personen (§ 4 Abs. 2) als Verbandsvorsteher oder 
Stellvertreter gewählt werden können. 

(2) Der Verbandsvorsteher führt die laufenden Geschäfte sowie nach Maßgabe der 
Gesetze, der Verbandssatzung und der Beschlüsse der Verbandsversammlung die übrige 
Verwaltung des Zweckverbandes und vertritt den Zweckverband gerichtlich und 
außergerichtlich. Er ist Dienstvorgesetzter der Dienstkräfte des Zweckverbandes. Die 
Verbandsversammlung ist Dienstvorgesetzter des Verbandsvorstehers. 

(3) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Sie sind von dem Verbandsvorsteher und von seinem Vertreter oder einem 
von der Verbandsversammlung zu bestimmenden Beamten, Angestellten oder Mitglied 



der Verbandsversammlung zu unterzeichnen. Die Verbandssatzung kann allgemein oder 
für einen bestimmten Kreis von Geschäften bestimmen, daß die Unterschrift des 
Verbandsvorstehers oder seines Vertreters genügt. Im übrigen gilt § 64 Abs. 2 bis 4 der 
Gemeindeordnung entsprechend. 

§ 17 (Fn 9) 
Ehrenamtliche und hauptamtliche Tätigkeit 

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung und der Verbandsvorsteher sind 
ehrenamtlich tätig. Sie haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und des 
Verdienstausfalls in entsprechender Anwendung von § 45 der Gemeindeordnung. Wenn 
mit Art und Umfang der Aufgabenstellung des Verbandes besondere Verantwortung für 
die Verbandsversammlung verbunden ist, kann zur Abgeltung der daraus entstehenden 
Mehrbelastung der Mitglieder der Verbandsversammlung eine Entschädigung gezahlt 
werden. Sie tritt an die Stelle der Aufwendungen und des Verdienstausfalls. Wenn es 
nach Art und Umfang der wahrzunehmenden Aufgaben zweckmäßig ist, kann die 
Verbandssatzung die Bestellung eines hauptamtlichen Verbandsvorstehers vorsehen. 
Zum hauptamtlichen Verbandsvorsteher kann bestellt werden, wer die für sein Amt 
erforderliche Eignung, Befähigung und Sachkunde besitzt. Die Stelle ist öffentlich 
auszuschreiben. 

(2) Der Zweckverband hat das Recht, Beamte zu ernennen. Beamte oder Angestellte 
dürfen hauptamtlich nur eingestellt werden, wenn das in der Verbandssatzung 
vorgesehen ist. Die Verbandssatzung muß in diesem Falle auch Vorschriften über die 
Übernahme der Beamten und Angestellten durch Verbandsmitglieder oder über die 
sonstige Abwicklung der Dienst- und Versorgungsverhältnisse im Falle der Auflösung des 
Zweckverbandes oder der Änderung seiner Aufgaben treffen. 

§ 18 (Fn 3) 
Wirtschaftsführung 

(1) Auf die Wirtschaftsführung des Zweckverbandes finden die Vorschriften über die 
Gemeindewirtschaft sinngemäß Anwendung mit Ausnahme der Vorschriften über die 
Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung, über die Auslegung des Haushaltsplanes 
und der Jahresrechnung sowie über das Rechnungsprüfungsamt. 

(2) Die überörtliche Prüfung ist Aufgabe der Gemeindeprüfungsanstalt. 

(3) Ist der Hauptzweck eines Zweckverbandes der Betrieb eines wirtschaftlichen 
Unternehmens oder einer Einrichtung, die entsprechend den Vorschriften über die 
Eigenbetriebe geführt werden kann, so kann die Verbandssatzung bestimmen, daß auch 
auf die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Zweckverbandes selbst die 
Vorschriften über Wirtschaftsführung und Rechnungswesen der Eigenbetriebe sinngemäß 
Anwendung finden. An die Stelle der Haushaltssatzung tritt in diesem Falle der 
Wirtschaftsplan, an die Stelle der Rechnung der Jahresabschluß. Sofern dem 
Werksausschuß nicht nach § 114 Abs. 3 der Gemeindeordnung Beschäftigte des 
Eigenbetriebes angehören müssen, kann die Verbandssatzung bestimmen, daß die 
Aufgaben des Werksausschusses von der Verbandsversammlung wahrgenommen 
werden. 

§ 19 
Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Der Zweckverband erhebt von den Verbandsmitgliedern eine Umlage, soweit seine 
sonstigen Einnahmen nicht ausreichen, um seinen Finanzbedarf zu decken. Die 
Umlagepflicht einzelner Verbandsmitglieder kann durch die Verbandssatzung auf einen 



Höchstbetrag beschränkt oder ausgeschlossen werden; dies gilt nicht bei 
Sparkassenzweckverbänden. Die Umlage soll in der Regel nach dem Verhältnis des 
Nutzens bemessen werden, den die einzelnen Verbandsmitglieder aus der Erfüllung der 
Aufgaben des Zweckverbandes haben. Ein anderer Maßstab kann zugrunde gelegt 
werden, wenn dies angemessen ist. Soweit die Umlage nach der Steuerkraft bemessen 
wird. gelten die Vorschriften über die Kreisumlage, bei Zweckverbänden., denen als 
kommunale Körperschaften nur Landschaftsverbände angehören, die Vorschriften über 
die Landschaftsverbandsumlage entsprechend. 

(2) Die Umlage ist in der Haushaltssatzung, im Falle des § 18 Abs. 3 im Wirtschaftsplan 
für jedes Haushaltsjahr neu festzusetzen. Die Festsetzung der Umlage bedarf der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Der Zweckverband kann Gebühren und Beiträge in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Kommunalabgabenrechts erheben. Das Recht zur Erhebung von Steuern 
steht ihm nicht zu. 

Abschnitt IV 
Änderung der Verbandssatzung und Auflösung des Zweckverbandes 

§ 20 (Fn 4) 
Verfahren 

(1) Änderungen der Verbandssatzung, insbesondere der Beitritt und das Ausscheiden von 
Verbandsmitgliedern, sowie die Auflösung des Zweckverbandes bedürfen, falls die 
Verbandssatzung nichts anderes bestimmt, einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung; die Verbandssatzung kann 
bestimmen, daß außerdem die Zustimmung einzelner oder aller Verbandsmitglieder 
erforderlich ist. Beschlüsse zur Änderung der Aufgaben des Zweckverbandes müssen 
einstimmig gefaßt werden. Ist eine Auseinandersetzung notwendig, so entscheidet 
darüber, falls sich die Beteiligten nicht einigen, die Aufsichtsbehörde. 

(2) Bei Freiverbänden sind die Änderung der Verbandsaufgabe, die Aufnahme von 
Bestimmungen über die hauptberufliche Einstellung von Beamten oder Angestellten 
sowie Änderungen der Verbandssatzung der Aufsichtsbehörde anzuzeigen; die Auflösung 
des Zweckverbandes bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Bei 
Pflichtverbänden bedarf jede Änderung der Verbandssatzung der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann einem Pflichtverband gegenüber erklären, daß die Gründe 
für seine zwangsweise Bildung weggefallen sind. Der Zweckverband besteht in diesem 
Falle als Freiverband weiter. Innerhalb von sechs Monaten kann jedes Verbandsmitglied 
seinen Austritt aus dem Zweckverband erklären. 

(4) Für die Änderung der Verbandssatzung und die Auflösung des Zweckverbandes sind § 
10 Abs. 1 Satz 2 und 3. Abs. 2 und § 11 entsprechend anzuwenden. Beim Beitritt oder 
Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes wird die Änderung der Verbandssatzung mit dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem der Beitritt oder das Ausscheiden erfolgt. 

(5) Der Zweckverband gilt nach seiner Auflösung als fortbestehend, soweit der Zweck der 
Abwicklung es erfordert. 

§ 21 
Wegfall von Verbandsmitgliedern 

(1) Fallen Gemeinden oder Gemeindeverbände, die Verbandsmitglieder sind, durch 



Eingliederung in eine andere Körperschaft, durch Zusammenschluß mit einer anderen 
Körperschaft oder aus einem sonstigen Grunde weg, so tritt die Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, in die das Verbandsmitglied eingegliedert oder zu der es 
zusammengeschlossen wird, an die Stelle des weggefallenen Verbandsmitgliedes. 
Entsprechendes gilt. wenn eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband auf mehrere 
andere Körperschaften aufgeteilt wird oder wenn bei der Auflösung eines 
Gemeindeverbandes seine Aufgaben auf mehrere andere Körperschaften übergehen. 

(2) Wenn Gründe des öffentlichen Wohles nicht entgegenstehen, kann der Zweckverband 
binnen drei Monaten vom Wirksamwerden der Änderung ab das neue Mitglied 
ausschließen; in gleicher Weise kann dieses sein Ausscheiden aus dem Zweckverband 
verlangen. Falls das neue Mitglied dem Ausschluß widerspricht oder der Zweckverband 
seinem Verlangen auf Ausscheiden nicht entspricht, entscheidet auf Antrag eines der 
Beteiligten die Aufsichtsbehörde. Diese hat auch die aus der Veränderung sich 
ergebenden Verhältnisse zwischen dem Zweckverband und dem ausscheidenden Mitglied 
zu regeln. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für andere Verbandsmitglieder. 

(4) Die durch den Mitgliederwechsel sich ergebende Änderung der Verbandssatzung ist 
nach den Vorschriften des § 11 Abs. 1 öffentlich bekanntzumachen. 

Abschnitt V 
Gesetzlicher Zweckverband 

§ 22 
Voraussetzungen 

(1) Einigen sich die Beteiligten über die Bildung eines Freiverbandes nicht, so bedarf es 
eines Gesetzes, wenn Gemeinden oder Kreise zu einem Zweckverband 
zusammengeschlossen werden sollen, um einzelne Aufgaben, zu deren Wahrnehmung sie 
berechtigt, aber nicht verpflichtet sind, gemeinsam zu erfüllen. 

(2) Die gemeinsame Aufsichtsbehörde hat die Gründe der beabsichtigten Maßnahme mit 
den Beteiligten, soweit kreisangehörige Gemeinden beteiligt sind, auch mit dem Kreis in 
einer mündlichen Verhandlung, zu der wenigstens einen Monat vorher eingeladen werden 
muß, zu erörtern. Sie hat den Beteiligten eine angemessene Frist zur Bildung eines 
Freiverbandes zu setzen. 

VIERTER TEIL 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

§ 23 
Inhalt der Vereinbarung 

(1) Gemeinden und Gemeindeverbände können vereinbaren, daß einer der Beteiligten 
einzelne Aufgaben der übrigen Beteiligten in seine Zuständigkeit übernimmt oder sich 
verpflichtet, solche Aufgaben für die übrigen Beteiligten durchzuführen. 

(2) Übernimmt ein Beteiligter eine Aufgabe der übrigen in seine Zuständigkeit, so gehen 
das Recht und die Pflicht zur Erfüllung der Aufgabe auf ihn über. Verpflichtet sich einer 
der Beteiligten, eine Aufgabe für die übrigen durchzuführen, so bleiben deren Rechte und 
Pflichten als Träger der Aufgabe unberührt. 



(3) In der Vereinbarung kann den übrigen Beteiligten ein Mitwirkungsrecht bei der 
Erfüllung oder Durchführung der Aufgaben eingeräumt werden; das gilt auch für die 
Bestellung von Dienstkräften. 

(4) In der Vereinbarung soll eine angemessene Entschädigung vorgesehen werden, die in 
der Regel so zu bemessen ist, daß die durch die Übernahme oder Durchführung 
entstehenden Kosten gedeckt werden. 

(5) Ist die Geltungsdauer der Vereinbarung nicht befristet oder beträgt die Frist mehr als 
20 Jahre, so muß die Vereinbarung bestimmen, unter welchen Voraussetzungen und in 
welcher Form sie von einem Beteiligten gekündigt werden kann. 

§ 24 (Fn 5) 
Verfahren 

(1) Die Vereinbarung ist schriftlich abzuschließen. Kreisangehörige Gemeinden haben den 
Kreis rechtzeitig zu unterrichten, wenn sie mit Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
außerhalb des Kreises Verhandlungen führen, um mit ihnen eine öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung zu treffen. 

(2) Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung der in § 29 Abs. 4 bestimmten 
Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde den 
Beteiligten nicht innerhalb von vier Wochen nach Eingang des Genehmigungsantrages 
mitteilt, dass sie die Genehmigung versagen oder nur nach Änderung der Vereinbarung 
erteilen will und nicht innerhalb weiterer vier Wochen einen Termin mit den Beteiligten 
anberaumt, um dies zu erörtern. 

(3) Die Aufsichtsbehörde hat die Vereinbarung und ihre Genehmigung in ihrem amtlichen 
Veröffentlichungsblatt bekanntzumachen. Die Beteiligten haben in der für ihre 
Bekanntmachung vorgeschriebenen Form auf die Veröffentlichung hinzuweisen. 

(4) Die Vereinbarung wird am Tage nach der Bekanntmachung im Veröffentlichungsblatt 
der Aufsichtsbehörde wirksam, soweit nicht in ihr ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

§ 25 
Satzung zur Erfüllung der gemeinsamen 

Aufgaben 

(1) Durch die Vereinbarung kann die zur Erfüllung gemeinsamer Aufgaben verpflichtete 
Körperschaft ermächtigt werden, die Benutzung einer Einrichtung durch eine für das 
gesamte Gebiet geltende Satzung zu regeln. 

(2) Die Körperschaft kann im Geltungsbereich der Satzung alle zur Erfüllung 
erforderlichen Maßnahmen wie im eigenen Gebiet treffen. Das Recht zur Erhebung von 
Steuern ist hiervon ausgenommen. 

§ 26 
Pflichtregelung 

(1) Ist der Abschluß einer Vereinbarung zur Erfüllung oder Durchführung einzelner 
Pflichtaufgaben, die den Gemeinden oder Gemeindeverbänden durch gesetzliche 
Vorschrift auferlegt sind, aus Gründen des öffentlichen Wohles dringend geboten, so 
kann die Aufsichtsbehörde den Beteiligten eine angemessene Frist zum Abschluß der 
Vereinbarung setzen. 



(2) Nach fruchtlosem Ablauf der Frist kann die Aufsichtsbehörde die erforderliche 
Regelung treffen. Der Entscheidung der Aufsichtsbehörde muß eine mündliche 
Verhandlung mit den Beteiligten vorausgehen. 

(3) § 13 Abs. 3 Satz 1 bis 3 und die §§ 23 bis 25 gelten für die Pflichtregelung 
entsprechend. Zur Kündigung ist die Genehmigung der Aufsichtsbehörde erforderlich. Die 
Aufsichtsbehörde kann den Beteiligten gegenüber erklären, daß die Gründe für die 
zwangsweise Regelung weggefallen sind. Die Pflichtregelung gilt in diesem Falle als 
Vereinbarung weiter; sie kann von jedem Beteiligten mit einer Frist von sechs Monaten 
gekündigt werden. 

(4) Für die Aufstellung oder Durchführung von Bauleitplänen kann eine Pflichtregelung 
nicht getroffen werden. 

§ 27 
aufgehoben 

§ 28 
aufgehoben 

FÜNFTER TEIL 

Aufsicht und Entscheidung über Streitigkeiten 

§ 29 (Fn 8) 
Allgemeine Aufsicht 

(1) Aufsichtsbehörde für Zweckverbände ist 

1. die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Zweckverband seinen Sitz hat, wenn 
ein anderes Land, eine Gemeinde oder Gemeindeverband eines anderen Landes 
oder der Bund beteiligt sind sowie wenn Kreise, kreisfreie Städte, das Land oder 
Gemeindeverbände, zu deren Mitgliedern Kreise, kreisfreie Städte oder das Land 
gehören, beteiligt sind,  

2. in allen übrigen Fällen der Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde, in 
dessen Bezirk der Zweckverband seinen Sitz hat. 

(2) Obere Aufsichtsbehörde ist die Bezirksregierung, wenn der Landrat Aufsichtsbehörde 
ist, sonst das Innenministerium. Oberste Aufsichtsbehörde ist das Innenministerium. 

(3) Im übrigen gelten für die Aufsicht über die Zweckverbände die Vorschriften des 12. 
Teiles der Gemeindeordnung mit Ausnahme des § 123 entsprechend. 

(4) Durch öffentlich-rechtliche Vereinbarungen und Pflichtregelungen wird die 
Zuständigkeit der Aufsichtsbehörden der beteiligten Gemeinden und Gemeindeverbände, 
die ordnungsmäßige Durchführung der Aufgaben innerhalb ihres Verwaltungsbezirks zu 
überwachen, nicht berührt. Für die zum Abschluß und zur Kündigung einer Vereinbarung 
erforderliche Genehmigung, die Anordnung einer Pflichtregelung und die Genehmigung 
ihrer Kündigung ist zuständige Aufsichtsbehörde 

1. die Bezirksregierung 

a) wenn eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband eines 
anderen Landes beteiligt ist, 



b) wenn Kreise oder kreisfreie Städte beteiligt sind,  

c) wenn ein Gemeindeverband beteiligt ist, zu dessen 
Mitgliedern Kreise oder kreisfreie Städte, der Bund oder das 
Land gehören; zuständig ist die Bezirksregierung, zu deren 
Bezirk die Körperschaft gehört oder in deren Bezirk die 
Körperschaft ihren Sitz hat, die die Aufgabe für die anderen 
Beteiligten übernimmt oder durchführt. 

2. in allen übrigen Fällen der Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde; zuständig ist der Landrat, zu dessen Bezirk die 
Körperschaft gehört oder in dessen Bezirk die Körperschaft ihren Sitz hat, 
die die Aufgabe für die anderen Beteiligten übernimmt oder durchführt. 

§ 30 
Schlichtung von Streitigkeiten 

Bei Streitigkeiten über Rechte und Verbindlichkeiten der Beteiligten aus öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen sowie bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und 
seinen Verbandsmitgliedern oder der Verbandsmitglieder untereinander über Rechte und 
Verbindlichkeiten aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung 
anzurufen, soweit nicht dieses Gesetz etwas anderes bestimmt oder in der Vereinbarung 
oder der Verbandssatzung ein besonderes Schiedsverfahren vorgesehen ist. 

SECHSTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 31 
Anwendung auf bestehende 

Zweckverbände 

(1) Auf bestehende Zweckverbände ist dieses Gesetz erst anzuwenden, wenn ihre 
Verbandssatzung den Vorschriften dieses Gesetzes angepaßt ist. Solange bleiben die 
Verbandssatzungen dieser Zweckverbände und die ihnen zugrunde liegenden 
gesetzlichen Vorschriften in Kraft. Für das Verfahren der Satzungsänderung gelten jedoch 
die Vorschriften dieses Gesetzes. 

(2) Jeder Zweckverband hat seine Verbandssatzung innerhalb eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes mit dessen Vorschriften in Einklang zu bringen. 

(3) Dieses Gesetz gilt auch für Gemeindeforstverbände, soweit nicht Bundesrecht 
entgegensteht. Für Schulverbände bleiben die §§ 11 und 33 des 
Schulverwaltungsgesetzes unberührt. 

§ 32 
Planungsverbände 

Auf Planungsverbände nach § 4 des Bundesbaugesetzes sind die Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechend anzuwenden, soweit sich aus dem Bundesbaugesetz nichts 
anderes ergibt. 

§ 33 
Durchführungsbestimmungen 



Der Innenminister erläßt die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften. 

§ 34 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1961 in Kraft. (Fn 6) 

Fn 1 GV. NW. 1979 S. 621, geändert durch Gesetz v. 29. 5. 1984 (GV. NW. S. 314), 
Art. II Mitbestimmungs-Artikelgesetz v. 26. 6. 1984 (GV. NW. S. 362), Art. 2 d. 
Gesetzes zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der Kreise, Städte und Gemeinden in 
NRW v. 25.11.1997 (GV.NW.S.430), Artikel 2 d. 1. ModernG NRW v. 15.6.1999 
(GV. NRW. S. 386), Artikel IV d. Gesetzes zur weiteren Stärkung der 
Bürgerbeteiligung in den Kommunen v. 28.3.2000 (GV. NRW. S. 245); Art. 4 des 
Gesetzes v. 30.4.2002 (GV. NRW. S. 160); in Kraft getreten am 1. Januar 2003. 
2003. 

Fn 2 § 2 Abs. 3 gestrichen mit Wirkung vom 1. Oktober 1984 durch Gesetz v. 29. 5. 
1984 (GV. NW. S. 314). 

Fn 3 § 18 zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes v. 30.4.2002 (GV. NRW. S. 
160); in Kraft getreten am 1. Januar 2003. 

Fn 4 § 20 Abs. 2 geändert durch Artikel 2 d. Gesetzes v. 15.6.1999 (GV. NRW. S. 
386); in Kraft getreten am 14. Juli 1999. 

Fn 5 § 24 Abs. 2 zuletzt geändert durch Artikel 2 d. Gesetzes v. 15.6.1999 (GV. 
NRW. S.386); in Kraft getreten am 14. Juli 1999. 

Fn 6 Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der Fassung vom 26. 
April 1961. Die vorstehende Neufassung gilt ab 1. Oktober 1979. Die von 1961 
bis zu diesem Zeitpunkt eingetretenen Änderungen ergeben sich aus der 
vorangestellten Bekanntmachung. 

Fn 7 § 15 zuletzt geändert durch Art. 2 d. Gesetzes v. 15.6.1999 (GV.NRW. S. 386); 
in Kraft getreten am 14. Juli 1999. 

Fn 8 § 4 Abs. 3, § 8 Abs. 2, § 10 Abs. 1, § 13 Abs. 3, § 29 geändert durch Art. 2 d. 
Gesetzes v. 15.6.1999 (GV. NRW. S. 386); in Kraft getreten am 14. Juli 1999. 

Fn 9 §§ 16 und 17 zuletzt geändert durch Art. IV d. Gesetzes v. 28.3.2000 (GV. 
NRW. S. 245); in Kraft getreten am 1. April 2000.  
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